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HANDLUNGSOPTIONEN

Regeln für den Abbau: Die Verfassung der Meere und 
die Internationale Meeresbodenbehörde IMB
Interview mit Dr. Sven Petersen (GEOMAR - Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel)

Ein tragfähiges internationales Regelwerk, noch bevor der Run auf einen Rohstoff beginnt? 
Dies wäre ein Novum in der Menschheit. Die „United Nations Convention on the Law of the 
Sea“ hat sich genau das zum Ziel gesetzt. Sie beschreibt die Hohe See mit ihren Ressourcen als 
gemeinsames Erbe der Menschheit. Über die Nutzung der Rohstoffe am Meeresboden wacht 
die Internationale Meeres¬boden¬behörde der Vereinten Nationen (IMB). Sie ist für alle mine-
ralischen Ressourcen am Meeresboden zuständig. Wie funktioniert der Regelapparat? Kann 
ein solcher Abbau auch umweltschonend gestaltet werden? Dazu ein Interview mit Dr. Sven 
Petersen, Experte für marine Rohstoffe am GEOMAR in Kiel.

	■ Die Internationale Meeresbodenbehörde (IMB) ist außerhalb der Ausschließlichen  
Wirtschaftszone für die Rohstoffe verantwortlich und kann dort Erkundungs- und  
Abbaulizenzen vergeben. 

	■ Nur Länder, die das Seerechtsübereinkommen UNCLOS ratifiziert haben, können Anträge  
auf Erkundungs- und Abbaulizenzen stellen oder unterstützen.

	■ Die IMB entwickelt aktuell als Abbauregeln den sogenannten „Mining Code“, den Bergbau-
Kodex für den Tiefseebergbau.

Herr Petersen, die Internationale Meeres
bodenbehörde der Vereinten Nationen vergibt 
Lizenzen für die Nutzung mariner Rohstoffe 
am Meeresboden außerhalb der Ausschließ
lichen Wirtschaftszonen der Nationalstaaten. 
Wie werden diese Lizenzen vergeben, wie wird 
entschieden, ob der Abbau ökologisch verträg-
lich ist oder warum ein Land eine Lizenz be-
kommt?
	 Dr. Petersen: Ganz oft wird gesagt oder ge-
dacht, dass man auf dem Ozean machen kann, 
was man will. Das war auch lange Zeit so, bereits 
in den 1970er-Jahren wurden Manganknollen 
gefördert. Diese Gewinnung von marinen Roh-
stoffen hat vielen Regierungen in den sogenann-
ten Entwicklungsländern nicht gefallen, weil sie 
die Gefahr sahen, dass die Bodenschätze in der 
Tiefsee nur den reichen Ländern zur Verfügung 
stehen. Daher wurde ein Prozess angestoßen, 
der 1982 in das Seerechtsübereinkommen der 

Vereinten Nationen mündete, der „UN Conven-
tion on the Law of the Sea“, UNCLOS. Darin wer-
den die Ressourcen der Tiefsee als gesamtes 
Erbe der Menschheit angesehen. 

1994 wurde dann von den Vereinten Nationen 
die Internationale Meeresbodenbehörde IMB ins 
Leben gerufen (engl.: International Seabed Au-
thority, ISA), um marinen Bergbau zu ermög
lichen. Sie hat ihren Sitz in Jamaica. Sie entwi-
ckelt aktuell als Abbauregeln den sogenannten 
„Mining Code“, den Bergbau-Kodex. Dieser be-
zieht sich auf die Gesamtheit der von der Inter-
nationalen Meeresbodenbehörde herausgege-
benen Regeln, Vorschriften und Verfahren zur 
Regulierung der Erkundung und des Abbaus von 
Meeresmineralien im internationalen Meeres
bodenbereich. Erste Codes wurden bereits frü-
her erstellt: Beispielsweise gibt es bereits Ver-
ordnungen zur Erkundung von polymetallischen 
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Knollen sowie von polymetallischen Sulfiden. In 
der jetzigen Entwurfsfassung zur Regelung von 
Abbau-Lizenzen, die seit 2017 vorliegt, sind auch 
Vorschriften enthalten, um negative Umweltaus-
wirkungen zu vermeiden.

Was ist dort geregelt? Wie funktioniert das 
Regelwerk?
	 Dr. Petersen: Nach den in UNCLOS festgeleg-
ten Regularien darf ein Abbau nur stattfinden, 
wenn er allen zu Gute kommt. Aus diesem Grun-
de wurde die Gesetzgebung für die Meere so an-
gepasst, dass ein Staat neben seinen Territorial-
gewässern (zum Hoheitsgebiet eines Staates 
gehört das sogenannte Küstenmeer, es beinhal-
tet 12 nautische Meilen) auch Zugriff in den Aus-
schließlichen Wirtschaftszonen (200 Seemeilen) 
hat. Alles, was außerhalb der nationalen Gesetz-
gebung ist, nennt sich „The Area“ (das Gebiet). 
Hier beginnt die Hohe See. Die Internationale 
Meeresbodenbehörde ist für die Rohstoffe ver-
antwortlich und kann dort Erkundungs- und Ab-
baulizenzen vergeben. Und nur dort. Innerhalb 
der 200-Seemeilen-Zone hat ein Land Zugriff auf 
die Wassersäule (Fischerei) und alles was im 
Meeresboden ist. Hier endet die Überwachung 
des Abbaus durch die Meeresbodenbehörde.

Es gibt ja immer wieder Diskussionen, wo die 
Ausschließliche Wirtschaftszone beginnt.
	 Dr. Petersen: Länder können einen Antrag auf 
die Erweiterung des Festlandsockels über die 
Ausschließliche Wirtschaftszone hinaus stellen, 
wenn sie zeigen können, dass die Geologie ihrer 
jeweiligen Kontinentalsockel über diese 200 
Seemeilen hinausgeht. Dann kann die Aus-
schließliche Wirtschaftszone durch die „UN-
Kommission für die Auswahl eines Kontinental-
schelfs“ bis zu 350 Seemeilen erweitert werden. 
Diese Erweiterung gilt aber nur für den Meeres-
boden und nicht für z. B. die Fischereirechte. In 
vielen Bereichen sind Öl- und Gasvorkommen 
außerhalb von 200 Seemeilen bekannt, und 
durch diese Reglung wollten sich die Länder Öl- 
und Gasrechte sichern. Von der Gesamtfläche 
des Ozeans sind jetzt noch 50 Prozent unter in-
ternationaler UN-Gesetzgebung, „The Area“ ge-
nannt. 41 Prozent sind „Ausschließliche Wirt-
schaftszonen“ und neun Prozent fallen unter die 

derzeit eingereichten Anträge zur Erweiterung 
des Festlandsockels. Was die marinen Rohstoffe 
betrifft, steht also nur noch die Hälfte des Oze-
ans unter internationaler Beobachtung.

Was macht die Internationale Meeresboden
behörde genau? Welche Aufgaben hat sie? Und 
wie funktioniert die Beantragung von Lizenzen?
	 Dr. Petersen: Viele Leute denken, die Interna-
tionale Meeresbodenbehörde soll auf die Um-
welt achten. Das ist jedoch nicht ihre eigentliche 
Aufgabe. Vielmehr soll sie marinen Bergbau 
möglich machen, unter anderem auch deswe-
gen, damit Geld gewonnen wird, das dann auch 
für sogenannte Entwicklungsländer zugänglich 
ist („Common Heritage of Mankind“). Diese Län-
der wollen ja von einem möglichen Abbau profi-
tieren. Nur Länder, die UNCLOS ratifiziert haben, 
können Anträge auf Erkundungs- und Abbau
lizenzen stellen oder unterstützen – aktuell sind 
das 168 Länder plus die EU. Es gibt aber durch-
aus Länder, die das Abkommen nicht unter-
schrieben haben. Dazu zählen beispielsweise 
die Vereinigten Staaten von Amerika. Die USA 
dürfen deshalb z.  B. keine eigene Manganknol-
lenlizenz beantragen. 

Wer kann noch Lizenzen beantragen?
	 Dr. Petersen: Neben den Staaten, die zur UN 
gehören und UNCLOS unterschrieben haben, 
können auch Firmen oder Einzelpersonen, die 
einem Staat zugeordnet sind und von einem 
Staat unterstützt (Sponsor) werden, Anträge 
einreichen. Der juristische Partner für die 
Meeresbodenbehörde der Vereinten Nationen 
ist demnach immer ein Land. Eine Firma könnte 
zum Beispiel eine durch Deutschland gespon-
serte Erkundungslizenz beantragen. Mit diesem 
Schritt sind dann auch rechtliche Pflichten für 
das Land verbunden. Wenn es zu dramatischen 
Unfällen kommt, die Hunderte von Millionen 
Euro kosten können, ist das Land unter Umstän-
den regresspflichtig und nicht die Firma. Das 
heißt, es muss sehr gute Verträge geben zwi-
schen den Industriepartnern und dem jeweiligen 
Staat, damit der Staat juristisch gut abgedeckt 
ist. Für Deutschland wäre so etwas kein Prob-
lem. Aber momentan gibt es viele Erkundungs
lizenzen für den Manganknollenabbau, die von 
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Industriefirmen eingereicht werden mit Partner-
ländern wie Nauru, Tonga oder Kiribati, die 
eventuell nicht über die notwendige juristische 
Erfahrung verfügen. Wenn es da zu einem Unfall 
kommt, dessen Folgen 500 Millionen oder eine 
Milliarde Euro kosten, dann sollten diese Verträ-
ge für die jeweiligen Länder schon relativ gut ab-
gesichert sein.

Was passiert dann?
	 Dr. Petersen: Die Firma oder der Staat sucht 
sich z. B. für die Manganknollen eine Fläche aus, 
die er haben möchte, durch die Regularien fest-
gelegt auf 300.000 Quadratkilometer. Diese Flä-
che wird untersucht und zwei Hälften bestimmt, 
die den gleichen Wert haben sollten. Diese wer-
den der Internationalen Meeresbodenbehörde 
IMB vorgelegt, damit sie festlegt, welchen Teil 
sie selbst einbehält. Mit dem anderen Teil darf 
der Antragsteller weiterarbeiten, erkunden und 
irgendwann eine Bergbaulizenz beantragen. Die 
Meeresbodenbehörde behält den zweiten Teil 
ein und reserviert sie für Entwicklungsländer. 
Sie können sie dann nutzen, wenn sie selbst 
über die technischen Möglichkeiten verfügen 
oder anderen Interessenten zur Verfügung zu 
stellen.

Wie sieht das Antragsverfahren genau aus? 
Gibt es wirksame Kontrollmechanismen?
	 Dr. Petersen: Als 1994 die Internationale 
Meeresbodenbehörde angefangen hat, wurde 
zuerst über die Regularien der Erkundungsli-
zenzvergabe diskutiert. Das hat viele Jahre ge-
dauert und dann wurden 2001 die ersten sechs 
Anträge für Erkundungslizenzen auf Mangan-
knollen gestellt. Diese Erkundungslizenzen ha-
ben, wie gesagt, eine Laufzeit von 15 Jahren. 
Nach acht Jahren muss der Lizenzinhaber bzw. 
-halter für Manganknollen und Kobaltkrusten 
die Hälfte abgeben; nach weiteren drei oder vier 
Jahren – hier bin ich mir nicht ganz sicher – 
nochmals 25 Prozent. Das heißt, das Areal wird 
immer kleiner, was sinnvoll ist. Denn so kann der 
nächste Kontraktor in dem Areal Erkundungs
arbeiten durchführen. Nach 15 Jahren kann 
dann der Lizenzhalter einen Antrag auf Abbau 
stellen. Dieser Antrag wird, wie auch die Erkun-
dungsanträge, an die Legal and Technical Com-

mission (LTC) innerhalb der Meeresbodenbehör-
de gestellt, dort bearbeitet und zur Entscheidung 
an den Council weitergereicht.

Wie arbeitet dieses Gremium?
	 Dr. Petersen: Dieses Gremium bestand am An-
fang aus knapp über 20 Leuten, die von den je-
weiligen Ländern berufen werden und auf frei-
williger Basis einmal im Jahr zusammenkamen 
und meist den Erkundungslizenzen zugestimmt 
haben. Grundsätzlich muss man sagen: Die 
Meeresbodenbehörde ist dafür verantwortlich,  
Meeresbergbau zu ermöglichen. Daher wurde 
gerade am Anfang kein Antrag abgelehnt. Die 
Anträge, die vom LTC kontrolliert werden, sind 
umfangreich. Die Antragsteller müssen darle-
gen, dass sie die Technologie und die finanziel-
len Mittel für die Erkundung haben. Sie müssen 
offenlegen, was sie in den nächsten Jahren ma-
chen möchten. Geologen, aus denen sich das 
LTC zuerst hauptsächlich zusammensetzte, sind 
nicht besonders bekannt dafür, auf Grund der 
Bedrohung von einzelnen Fadenwürmern Anträ-
ge auf Erkundungslizenzen zurückzustellen. Es 
ist schon lange ein großer Kritikpunkt, dass in 
diesem Entscheidungsgremium nicht die richti-
gen Leute sitzen, um Umweltbeeinträchtigungen 
überhaupt feststellen zu können. Denn ein Geo-
loge kann den Einfluss einer vorgeschlagenen 
Technologie für den Abbau auf die Umwelt oft 
nicht beurteilen. Inzwischen sind neben den vie-
len Geologen aber auch Juristen im LTC, die sich 
jetzt aus 30 Personen zusammensetzt. Es sollte 
auch erwähnt werden, dass die Meeresboden
behörde keinen Einfluss auf die Fachrichtung 
der entsendeten Mitglieder des LTC hat. Dies ist 
Sache der Länder. Aber auch Nicht-Regierungs-
Organisationen (NGOs) wie Greenpeace, WWF 
und viele andere sind durch einen Beobachter-
status eingebunden. Ihre Einflussmöglichkeiten 
sind jedoch immer noch relativ gering und sie 
können die Entscheidungen des LTC nicht beein-
flussen oder verhindern.

Gibt es internationale Regeln, um ökologische 
Auswirkungen des Tiefseebergbaus einzu-
grenzen?
	 Dr. Petersen: Im Moment gibt es Regularien 
für die Erkundung von Knollen, Krusten und 
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Massivsulfiden, in denen geregelt ist, was ge-
macht werden darf und mit welchen Umwelt-
auswirkungen. Die Internationale Meeresboden-
behörde versucht derzeit, die Abbauregularien 
in einem mehrstufigen Prozess unter Einbin-
dung aller Stakeholder zu konzipieren. Im Feb-
ruar (2018) bin ich zum dritten Treffen nach Lon-
don gefahren, bei dem notwendige Änderungen 
und Änderungswünsche angesprochen wurden. 
Diese Änderungen wurden dann auf den Jahres-
treffen der Meeresbodenbehörde im März und 
im Juli 2018 weiter diskutiert.

Wo gibt es aus Ihrer Sicht noch Regelbedarf?
	 Dr. Petersen: Den größten Regelbedarf gibt es 
tatsächlich bei der Frage, welchen Einfluss man 
durch den marinen Bergbau erlaubt. Und da 
kommen natürlich unterschiedliche Interessen 
ins Spiel. Ich gebe mal ein Beispiel: Ein Mangan
knollen-Crawler, der etwa 18 m breit ist, wird 
eine Sedimentwolke aufwirbeln. Diese Sediment
wolke gilt neben dem Entfernen des ganzen 
Substrats als größtes Gefährdungspotential. Die 
Sedimentwolke kann über den Bereich, der ab-
gebaut wird, hinaus verdriften und Gebiete be-
einträchtigen, in denen selber nicht abgebaut 
wird. Diese Auswirkungen gilt es zu minimieren.

Wie kann so etwas funktionieren?
	 Dr. Petersen: Theoretisch sollte man dafür 
Grenzwerte festlegen. Beispielsweise: welche 
Partikelkonzentration darf in einem Kubikmeter 
Wasser in einem Kilometer Entfernung noch vor-
handen sein? Dann wären die Ingenieure ge-
fragt, ob sie dies einhalten können. Aber das 
kostet Geld und reduziert den Gewinn. Jetzt 
könnte der Ingenieur fragen: „Aber natürlich 
können wir das machen, wie hoch ist denn die-
ser Grenzwert?“ Von der Wissenschaft wird man 
hierzu allerdings derzeit keine Antwort bekom-
men. Aber wir müssen die Frage beantworten: 
Wie viel Zentimeter Sedimentbedeckung erlau-
ben wir 100 Meter von der Abbauregion entfernt? 
Solche technischen Grenzwerte für den Abbau 
sind das, was derzeit fehlt. Die Wissenschaftler 
müssen hinzugezogen werden, sie müssen aber 
auch die nötigen Zahlen liefern. Denn der Inge-
nieur benötigt diese Grenzwerte, damit er sein 
Abbaugerät oder auch den gesamten Abbauplan 
dementsprechend anpassen kann. Dies fehlt 
momentan. Es reicht nicht aus, zu sagen dieses 
oder jenes muss aus Umweltschutzgründen mi-
nimiert werden. Notwendig wird es, messbare 
Grenzwerte festzulegen. 

Vielen Dank für das Gespräch
Auszug aus einem Interview, geführt von
 Dr. Christina Bonanati für ESKP.
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Die Entwicklung des Mining Code, ein Blick in die Zukunft
Dr. Carsten Rühlemann (Bundesanstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe, BGR)

Um Prospektion, Exploration und Abbau der 
Rohstoffe vom Meeresboden des internationa-
len Ozeans zu regulieren ist die IMB dabei, den 
„Mining Code“ zu entwickeln, dessen Regeln, 
Vorschriften und Verfahren für die beiden erst-
genannten Tätigkeiten in separaten Regelwer-
ken für die drei Rohstofftypen der Tiefsee vor-
liegen. Zurzeit erarbeitet die IMB die Regularien 
für den Abbau. Die Rechts- und Fachkommissi-
on der IMB hat im Juli 2016 den ersten Arbeits-
entwurf dieser Regularien und im August 2017 
sowie Juli 2018 überarbeitete Fassungen, soge-
nannte „draft regulations“ vorgelegt, die auf der 
Internetseite der IMB verfügbar sind.

Die jeweiligen Versionen der „draft regulations“ 
werden u. a. durch Regierungen, Behörden, Li-
zenznehmer, Wirtschaftsunternehmen und Um-
weltverbände kommentiert. Diese Stellungnah-
men veröffentlicht die IMB auf ihrer Internetseite. 
Der Fokus des aktuellen Entwurfs liegt zunächst 
auf den Manganknollen, weil die Exploration für 
diesen Rohstoff am weitesten fortgeschritten 
ist. Er ist in 13 Teile gegliedert und umfasst auf 
113 Seiten 105 Regularien, 14 Anlagen (bislang 
teilweise nur schlagwortartig vorliegend) und 
eine Begriffserklärung.

Der Entwurf reguliert die formalen Aspekte der 
Antragstellung, den Schutz der Umwelt über 
Umweltverträglichkeitserklärungen inklusive 
Umweltmanagement und -monitoring sowie 
Öffentlichkeitsbeteiligung, den Arbeitsschutz, 
die Überwachung des Abbaus durch Inspekto-
ren, die Gebühren und Abgaben und den Still-
legungsplan (siehe auch Jenisch, 2018).

Um die Höhe der Abgaben angemessen festle-
gen zu können, lässt die IMB durch das Massa-
chusetts Institute of Technology (MIT) derzeit ein 
Finanz- und Wirtschaftsmodell erarbeiten, das 
auf den Ergebnissen mehrerer Finanzworkshops 
und bereits vorliegender Wirtschaftlichkeitsstu-
dien, u. a. aus Deutschland (Ramboll IMS Inge-
nieurgesellschaft et al., 2016), aufbaut und so-

wohl die Kosten für die metallurgische 
Verarbeitung der Knollen als auch für das Um-
weltmonitoring berücksichtigt.

Das Ziel der IMB ist, das Regelwerk im Sommer 
2020 zu verabschieden. Neben der bislang un-
geklärten Frage zur Höhe der Abgaben sind 
dazu vor allem noch weitere Arbeiten an den 
Standards und Richtlinien zum Schutz der 
Meeresumwelt notwendig. Da die meisten 
Grenz- und Schwellwerte zurzeit noch nicht 
festgelegt werden können, weil das Wissen 
über die Belastbarkeit der Tiefseeökosysteme 
dafür noch nicht ausreicht, verfolgt die IMB 
grundsätzlich den Ansatz des adaptiven Manage
ments.

Es ist derzeit nicht wahrscheinlich, dass der Tief-
seebergbau im internationalen Ozean innerhalb 
der nächsten Dekade beginnt. Deshalb sollen 
Umweltgrenzwerte und Monitoringmaßnahmen 
durch regelmäßige Anpassungen mit fortschrei-
tendem wissenschaftlichen Erkenntniszuwachs 
in den kommenden Jahren in das Regelwerk 
aufgenommen werden, so wie es bereits erfolg-
reich für die Explorationsregularien praktiziert 
wird.
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